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BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST UND SPORT 

Zl. 14.407/6-111/2/90 

An das 
Präsidium 
des Nationalrates 

1010 Wien 

Sachbearbeiter: Dr. JONAK 
Tel.Nr.: 531 20-2356 DW. 

Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport übermittelt in 

der Anlage 25 Ausfertigungen des Entwurfes für ein Bundesgesetz, mit 

dem das Minderheiten-Schulgesetz geändert wird, samt dem Aussen­

dungsschreiben zur gefälligen Kenntnis. 

Beilage 

Wien, 9. März 1990 

Die Bundesministerin: 

Dr. HAWL1CEK 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST UND SPORT 
Sachbearbeiter: Dr. JONAK 
Tel. : 53120/2356 DW 

Zl. 14. 40 7/6- III/2/90 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten 
geändert wird - Begutachtungsverfahren G e set z en t \N U r f 

:U � Q 
, c:2;1<f - Gtl191P 

z .....
......... ".···· .. ······}··· 

.. 

,,;;, 1790 
Datum /f.{) ... ;) ... � ................ , ......... , An 

......
..... 

Verteilt 
...... "." .... ,,,,, ..................... ........... ß 

das Bundeskanzleramt - verraSSUngSdienst
o
� 

das Bundeskanzleramt - Dienstrechtssekti� I " � 

das Bundesministerium für Inneres 
das Bundesministerium für Vissenschart und Forschung 
das Bundesministerium für Finanzen 
das Bundesministerium für UlDwelt, Jugend und Familie 
das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 
(Geschärtsrührung des FalDilienpolitischen Beirates) 
das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten 
den Rechnungshor 

das Amt der Burgenländischen Landesregierung 
das Amt der �ärntner Landesregierung 
das Amt der Steiermärkischen Landesregierung 

die Verbindungsstelle der österreichischen Bundesländer 
beim Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 

den Landesschulrat für das Burgenland 
den Landesschulrat für �ärnten 
den Landesschulrat für Steiermark 

den Österreichischen Gemeindebund 
Johannesgasse 15, 1010 Wien 

den Österreich ischen Städtebund 
Rathaus, 1010 Wien 

die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien 

den Österreichischen ArbeiterkalDlDertag 
Prinz Eugen-Straße 20 -22, 1040 Wien 

die Präsidentenkonrerenz der 
Landwirtschaftskammern Österreichs 
Löwelstraße 16, 1010 Wien 

die Gewerkschaft 6rrentlicher Dienst 
Teinfaltstraße 7, 1010 Wien 

die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
Bundessektion prlichtschullehrer 
Teinfaltstraße 7, 1010 Wien 

die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
Bundessektion Lehrer an berursbildenden 
mittleren und höheren Schulen 
Wipplingerstraße 28, 1014 Wien 
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den Zentralauss huß beim Bundesministerium für Unterricht, Kunst und 
Sport für die Bundeslehrer an berufsbildenden Schulen und 
Anstalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung (mit 
Au�nahme der Pädagogischen Akademien und Pädagogischen 
Institute) owie die Bundeserzieher an Schülerheimen, die 
ausschließlich oder vorwiegend für Schüler dieser Schulen 
bestimmt si d 
Wipplingerstraße 28, 1010 Wien 

das Sekretariat der Österreichischen Bischorskonrerenz 
Rotenturmst aße 2, 1010 Wien 

den Evangelisch n Oberkirchenrat A. und H. B. 
Severin Sch eiher-Gasse 3, 1180 Wien 

den Bundes-Schü erbeirat 
Minori tenpl tz 5, 1014 Wien 

Der Verfassungs erichtshof hat mit Erkenntnis vom 15. Dezember 1989, 
G 233, 234/89-1�, einzelne Bestimmungen des Minderheiten-Schulge­
setzes für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959 i. d. F. vor der Novelle BGBl. 

[ 

Nr. 326/1988, sqwie des Gesetzes, mit dem die Grundsatzbestimmungen 
des Minderheite�-Schulgesetzes ausgeführt werderi, Kärntne� LGBl. 
Nr. 44/1959, mi� Ablauf des 30. November 1990 aufgehoben. 

i . 

Der wesentliche : Grund für die Aufhebung der genannten Bestimmungen 
war, daß diese $egenüber dem Wortlaut des Art. 7 Z 2 (in Verbindung 
mit Z 1) des St atsvertrages von Wien eine territoriale Einschrän­
kung des den 5s erreichischen Staatsangehörigen der slowenischen 
Minderheit in K rnten zustehenden Rechtes auf Unterricht in sloweni­
scher Sprache b inhalten. Ohne Änderung des Minderheiten-Schulge­
setz es für Kärn en kann ein. nach Ansicht des Verfassu?gsgerichts­
hofes verfassun sgemäßer Zustand nicht hergestellt werden. Daher ist 
eine rasche Nov�llierung des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten 
erforderlich, z�mal noch ausführungsgesetzliche Regelungen durch das 
Land Kärnten zu! erlassen sind. 

Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Entwurf ist der Entwurf für ein 
Minderheitensch I-Verfassungsgesetz von Bedeutung, der vom Bundes-

. kanzleramt mit Z. 601. 088/14-V/7/90 dem Begutachtungsverfahren 
zugeführt wird. Dieses Minderheitenschul-Verfassungsgesetz soll der 
näheren Durchfü rung des Art. VII Z 2 des Staatsvertrages betreffend 
die Wiederherst llung eines unabhängigen demokratischen Österreich, 
BGBl. Nr. 152/19 5, dienen und im Sinne des erwähnten Verfassungs-

I 

gerichtshofserk�nntnisses Geltung für die durch den Staatsvertrag 
erfaßten Bundes�änder Burgenland, Kärnten und Steiermark haben. In 
Ausführung des �inderheitenschul-Verfassungsgesetzes werden die ent­
sprechenden Mini erheiten-Schulgesetze �für die genannten Bundesländer 
zu erlassen sei , wobei in Kärnten die Gelegenheit besteht, auf die 
schulgesetzlich Entwicklung seit 1959 (insbesondere auf die Schul­
gesetzgebung de Jahres 1962) Bedacht zu nehmen. 

\ . 
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Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport ersucht um 
Stellungnahme zum beiliegenden Entwurf bis 

spätestens 30. April 1990. 
\O'uua i !1f� 

Gleichzeitig wird ersucht, 25 Ausfertigungen der Stellungnahme dem 
Präsidium des Nationalrates zu übermitteln. 

Beilage 

Wien, 9. März 1990 
Die Bundesministerin: 

Dr. HAWLICEK 
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Entwurf 

Bundesgesetz vom • • • • • • • • • •  , m1t dem das Minderheiten-Schulgesetz 
�nr Kärnten geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Minderheiten-Schulgesetz far Kärnten, BGB1. Nr. 10 1/ 1959, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 326/ 1988, wird wie folgt 
geändert: � 

1. Artikel I lautet: 

-Artikel I (Ver�assungsbestimmung) 

Das Recht, die slowenische Sprache als Unterrichtssprache zu 
gebrauchen oder als Pflichtgegenstand zu erlernen, ist jedem Schaler 
in den gemäß § 10 Abs . •  1 dieses Bundesgesetzes festzulegenden Schu­
len zu gewähren, sofern dies der Wille des gesetzlichen Vertreters 
ist. Ein Schaler kann nur mit Willen seines gesetzlichen Vertreters 
verhalten werden, die slowenische Sprache als Unterrichtssprache zu 
gebrauchen oder als Pflichtgegenstand zu erlernen. " 

2. Die f§ 10 und 1 1  (Grundsatzbestimmungen) lauten: 

"§ 10. ( 1) Die 6rtliche Festlegung der fßr die slowenische Min­
derheit im besonderen in Betracht kommenden Volks- und Hauptschulen 
hat fßr jene Gemeinden - auch wenn dieses Gebiet aber das 
autochthone Siedlungsgebiet der Minderheit hinausgeht - zu erfolgen, 
in denen zu Beginn des Schul jahres 1958/ 59 der Unter�icht an Volks-· 
und Hauptschulen zweisprachig erteilt wurde. 

(2) Die Ausfßhrungsgesetzgebung hat Vorsorge zu treffen, daß in 
dem im Abs. 1 umschriebenen Gebiet alle Volks- und Hauptschßler, die 
von ihren Erziehungsberechtigten hiefßr angemeldet werden, den 
Unterricht in einer der im § 12 genannten, fßr die slowenische Min-

I . 

derheit im besonderen in Betracht kommenden Schule erhalten k6nnen. ' 
Diese Vorsorge ist hinsichtlich der im § 12 lit. a genannten Schulen 
unter Bedacht nahme auf die nach den Schulerhaltungsvorschriften not­
wendigen Schßlerzahlen, hinsichtlich der im § 12 lit. b und c ge­
nannten Schulen (Klassen, Abteilungen) auf jeden Fali zu treffen. 
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(3) Fßr di Schulen gemäß Abs. 1 und 2 sind Berechtigungsspren­
gel festzulegen Die Berechtigungssprengel fßr'im § 12 lit. a ge­
nannten Schulen sind unter Bedachtnahme auf die auf Grund des § 13 
des Pflichtschu erhaltungs-Grundsatzgesetzes, BGB1. Nr. 163/ 19 5 5, in 
der jeweils gel enden Fassung erlassenen ausfßhrungsgesetzlichen 

" 

Bestimmungen fe tzulegen. Die Berechtigungssprengel fßr die im § 12 
lit. b und c ge annten Schulen umfassen jeweils das Gebiet der fßr 
die betreffende Schulen gemäß den genannten ausfßhrungsgesetzlichen 
Bestimmungen fe tgelegten allgemeinen Schulspr�ngel. 

§ 1 1. ( 1) eben den gemäß § 10 festgelegten Schulen sind jene 
Schulen als fßr die slowenische Minderheit in Betracht kommende 
Volks- und Haup schulen festzulegen, bei denen ein nachhaltiger Be­
darf an der Bef iedigung des im § 4 des Minderheitenschul-Verfas­
sungsgesetzes, GB1. Nr • • • . •  / 1990, festgelegten Rechtsanspruches 
besteht. Hiebeilgenßgt fßr Volksschulen ein nachhaltiger Bedarf an 

i ' 
einer Klasse (a�ch Schulstufen ßbergreifend), fßr Hauptschu�en gemäß 
§ 12 lit. a an �iner Klasse auf jeder SChulstufe und fßr Abteilungen 
an Hauptschulenigemäß § 12 lit. c an einer Abteilung auf jeder 
Schulstufe. Bei l der Feststellung des Bedarfes ist davon auszugehen, 
daß ab der folg�nden Anzahl von Anmeldungen gemäß § 4 des Minder­
heitenschul-Vertassungsgesetzes gefßhrt werden darf: 

i 

1. eine vorSChU�grUppe (mit einem Unterricht an drei Tagen) ab 4 An-
meldungen, I 

2. eine Vorschu�klasse ab 7 Anmeldungen, 
3. eine Klasse ruf der 1. bis 4. Schul stufe ab 7 Anmeldungen, 
4. eine Klasse �b der 5. Schulstufe ab 9 Anmeldungen, 
5. eine AbteilUpg an Hauptschulen ab 5 Anmeldungen. 

(2) Fßr Sc�ulen gemäß Abs. 1 sind Berechtigungssprengel so 
festzulegen, da� der gesamte ßber das durch § 10 Abs. 1 umschriebene 
Gebiet hinaUsge�ende Bereich Kärntens durch diese Berechtigungs­
sprengel erfaßt wird, wobei Berechtigungssprengel auch auf Schulen 
gemäß § 10 Abs. 1 bezogen werden k6nnen, an denen tatsächlich zwei­
sprachiger Unte richt erteilt wird." 

erige Wortlaut des § 17  erhält die Absatzbezeichnung 
" ( 1) "; als Abs. 2 wird angefßgt: 

" (2) An Volks- und Hauptschulen in dem im § 10 Abs. 1 umschrie­
benen Gebiet ist eine unverbindliche Obu�g Slowenisch ab 3 Anmeldun­
gen zu fßhren, �obei ein FOrde�unterricht in Slowenisch gemäß § 16a 
einzubinden isti." 

i 

Artikel 11 

( 1) In Kä nten ist rßr 6sterreichische Staatsbßrger der slo­
wenischen Minderheit eine zweisprachige Handelsakademie zu errich­
ten. 

>, 
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(2) Auf die zweisprachige Handelsakademie finden mit den in den 
folgenden Absätzen angefOhrten Abweichungen die fOr Handelsakademien 
aJlgemein geltenden Vorschriften Anwendung. 

(3) An d�r zweisprachigen Handelsakademie ist der Unterricht in 
allen Klassen in etwa gleichem Ausmaß in slowenischer und deutscher 
Unterrichtssprache zu erteilen. 

(4) Im sprachlichen Bereich sind als Pflichtgegenstände 
Deutsch, .Slowenisch, Englisch und eine weitere lebende Fremdsprache 
vorzusehen. 

(5) In die zweisprachige Handelsakademie sind nur SchOler 
österreichischer StaatsbOrgerschaft aufzunehmen, die nachzuweisen 
vermögen, daß ihre Kenntnisse in der slowenischen Sprache fOr den 
weiteren SChulfortgang ausreichend sind. 

Artikel 111 

( 1) An den im § 12 des Minderheiten-Schulgesetzes fOr Kärnten 
genannten Volks- und Hauptschul�n (Klassen und Abteilungen), am Bcin­
desgymnasium fOr Slowenen in Klagenfurt sowie an de� zweisprachigen 
Handelsakademie ist bei der Anmeldung der Antrag zu stellen, ob die 
Jahreszeugnisse in Deutsch und Slowenisch oder nur in Deutsch auszu­
stellen sind. Eine Änderung des Antrages ist jeweils bis vier Wochen 
vor der Ausgabe des Jahreszeugnisses zulässig. 

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß fOr Schulnachrichten gemäß § 19 
Abs. 2 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/ 1986, in der je­
weils geltenden Fassung so�ie fOr Schulbesuchsbestätigungen im Sinne 
dieses Bundesgesetzes. 

Artikel IV 

( 1) Das AusfOhrungsgesetz zu Art. I Z 2 ist innerhalb von sechs 
Monaten nach dem auf die Kundmachung des vorliegenden Bundesgesetzes 
folgenden Tag zu erlassen. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist betraut 

1. hinsichtlich des Art. I Z 1 die Bundesregierung, 
2. hinsichtlich des Art. I Z 3, Art. 11 und 111 der 

Bundesminister fOr Unterricht, Kunst und Sport. 

(3) Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß Art. 14 Abs. 8 B-VG 
zustehenden Rechte auf dem durch Art. I Z 2 dieses Bundesgesetzes 
geregelten Gebiet ist der Bundesminister fOr Unterricht, Kunst und 
Sport betraut. 
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V O R B L A T T 

Problem: 

Aufhebung der Wortfolge " in den nach § 10 in Betracht kommenden 
Gemeinden Kärntens" im § 1 1  des Minderheiten-Schulgesetzes fUr 
K�rnten, BGB1. Nr. 10 1/ 19�9, durch Erkenntnis des Verfassungs­
gerichtshofes. 

Ziel: 

DiesbezUgliche " Sanierung" des Minderheiten-Schulgesetzes fUr 
K�rnten sowie Errichtung einer �weisprachigen Handelsakademie in 
Kärnten. 

L6sung: 

Novellierung des Minderheiten-Schulgesetzes fUr Kärnten. 

Kosten: 

Das fUr die slowenische Minderheit in Kärnten im besonderen in 
Betracht kommende Schulwesen ist bereits im Staatsvertrag von Wien 
vorgesehen und wird durch den vorliegenden Gesetzentwurf nur n�her 
konkretisiert. Die nunmehr entstehenden zus!tzlichen Kosten werden 
daher durch diesen Staatsvertrag verursacht. 

Der zus�tzliche Aufwand wird jährlich voraussichtlich 1, 6 Mio. S 
betragen, 
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E r 1 ä u t e r u n  g e n  

Allgemeiner Teil 

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 15. Dezember 1989, 
G 233, 234/89- 13, einzelne Bestimmungen des Minderheiten-Schulge­
setzes fUr Kärnten, BGB1. Nr. 10 1/ 1959 i.d.F. vor der Novelle BGB1. 
Nr. 326/ 1988, sowie des Gesetzes, mit dem die Grundsatzbestimmungen 
des Minderheiten-Schulgesetzes ausgefUhrt werden, Kärntner LG6l. 
Nr. 44/ 1959, mit Ablauf des 30. November 1990 au fgehoben. 

Der wesentliche Grund fUr die Aufhebung der genannten Bestimmungen 
war, daß diese gegenUber dem Wortlaut des Art. 7 Z 2 (in Verbindung 
mit Z 1) des Staatsvertrages von Wien eine territoriale Einschrän-

I 

kung des den 5sterreichischen Staatsangeh5rigen der slowenischen 
Minderheit in Kärnten zustehenden Rechtes auf Unterricht in sloweni­
s�her Sprache beinhalten. Ohne Änderung des Minderheiten-Schulge­
setzes fUr Kärnten kann ein nach Ansicht des Verfassungsgerichtsho­
fes verfassungsgemäßer Zustand nicht hergestellt werden. Daher ist' 
eine rasche Novellierung des Minderheiten-Schulgesetzes fUr Kärnten 
erforderlich, zumal noch ausfUhrungsgesetzliche Regelungen durch das 
Land Kärnten zu erlassen sind. 

I n  Zusammenhang mit der vorgesehenen Novelle wird ausdrUcklieh fes�­
gestellt, daß die Notwendigkeit einer umfassenden minderheiten­
schulrechtlichen Regelung fUr die Bundesländer Kärnten, Burgenland 
und Steiermark auf Grund des Art. 7 Z 1 und 2 des Staatsvertrages 
von Wien erforderlich ist, zumal das Erkenntnis auch Auswirkungen im 
Bezug auf die Rechte der Minderheiten in den Bundesländern Burgen­
land und Steiermark hat. DarUber hinaus entspricht das Minderhei­
ten-Schulgesetz fUr Kärnten aus dem Jahre 1959 weder den bisherigen 
Änderungen im Bereich der Schulorganisation (insbesonders des Schul­
organisationsgesetzes, BGB1. Nr. 242/ 1962 im Zusammenhang mit den 
bisherigen 1 1  Novellen), noch der tatsächlichen SChulentwicklung. 
Eine derartig umfasseride Regelung kann jedoch nicht in der auf Grund 
des Verfassungsgerichtshof-Erkenntnisses gebotenen Zeit fertigge­
stellt werden, wozu noch das Auslaufen der gegenwärtigen Gesetzge-' 
bungsperiode kommt. Die im Entwurf vorgesehene Regelung fUr die slo­
wenische Minderheit in Kärnten wird jedoch Richtlinie fUr gleich­
artige Regelungen in den Bundesländern Burgenland und Steiermark 
sein mUssen. 
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Fnr den Bund entsteht durch e in diesem Gesetzentwurf entsprechendes 
Gesetz ke in unmi telbarer Mehraufwand. Mittelbar ergibt sich jedoch 
insofern ein Mehraufwand, als die Pflichtschullehrerbeznge auf Grund 
des § 3 des Finanzausgleichsgesetzes 1989, BGB1. N�. 687/ 1988, den 
Ländern zur Gänze zu ersetzen sind. Nach Mitteilung des Amtes der 
Kärntner Landesregierung ist mit einer zusätzlichen zweisprachigen 
Schule zu rechn n, sodaß ein Mehraufwand fnr den Bund von voraus­
sichtlich 1, 546. 500, -- S Jährlich zu erwarten ist. Dazu kommen noch 
vo�aussichtlich 16. 600, -- S jährlich fnr die im Art. I Z 3 vorge­
sehenen zusätzl"chen unverbindlichen Obungen. 

Die Beschlußfas ung eines dem Entwurf entsprechenden Bundesgesetzes 
obliegt mit Aus ahme des Art. 111 besonderen Beschlußerfordernissen. 
Der Nationalrat beschluß erfordert die Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der itglieder und eine Mehrheit von 2/3 der abgegebenen 
Stimmen in folg nden Fällen: 
1. die Verfassu gSbestimmung (Art. I Z 1) gemäß Art. 44 Abs. 1 B-VG, 
2. die Grundsat bestimmungen (Art. I Z 2) gemäß § 6 des im Entwurf 
vorliegenden Mi derheitenschul-Verfassungsgesetzes fnr Kärnten und 
3. Art. I Z 3 u d Art. 11 w�gen se ines schulorganisatorischen 
I nhaltes gemäß rt. 14 Abs. 10 B-VG. 

Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Art. 1 Z 1: 

Die bisherigen § 1 bis 6 und 8 des Minderheiten-Schulgesetzes fnr 
Kärnten sollen "nhaltlich durch ein neues Bundesverfassungsgesetz, 
womit fnr Kärnt n, Burgenland und Steiermark Vorschriften zur Durch­
fnhrung der Min�erheiten-Schulbestimmungen des Staatßvertrages von 
Wien getr�ffen �erden (Minderheitenschul-Verfassungsgesetz), ersetzt 
werden. Hiedurch wird der I nhalt der Verfassungsbestimmungen des 

i 

Minderheiten-Sc' ulgesetzes fnr Kärnten - soweit er im Sinne des 
Art. 7 Z 2 des Staatsvertrages von Wien auch auf die Bundesländer 
Burgenland und Steiermark anzuwenden wäre - auf die erwähnten Bun­
desländer ausgedehnt. Der bisherige'§ 7 des Minderheiten-Schulge­
setzes fnr Kärnten enthält jedoch eine speziell fnr Kärnten getrof­
fene Verfassun sregelung, die sich aus der historischen Tradition 
ergibt und dah r nicht auf die Bundesländer Burgenland und Steier­
mark nbertragb r erscheint. Um die bestehenden Rechte der sloweni­
schen Minderhe�t in Kärnten, die nber den Art. 7Z 2 des Staatsver­
trages von Wieq hinausgehen, zu wahren, soll durch den neuen Art. I 
des Minderheit�n-SChUlgesetzes fnr Kärnten der Inhalt des bisherigen 
§ 7 des Minderleiten-SChUlgesetzes nbernommen werden. 

I 

I 

• 
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Zu Art. I Z 2: 
Der VGH weist in der BegrUndung seines Erkenntnisses darauf hin, daß 
Art. 7 Z 2 des Staatsvertrages von Wien " 6sterreichischen Staatsan­
geh6rigen der slowenischen Minderheit in Kärnten ein subjektives 
(6ffentliches) R�cht auf Elementarunterricht in slowenischer Sprache 
gewährleistet�; " das Recht nach Art. 7 Z 2 des Staatsvertrages von 
Wien besteht daher in Kärnten fUr Minderheitsangeh6rige grundsätz­
lich landesweit, eine engere territoriale Bindung kennt die Bundes-
v�rfassung nicht" . 

, 

Wichtig erscheinen auch die folgenden AusfUhrungen der BegrUndung: 

1. " Der Wortlaut des Art. 7 Z 2 des Staatsvertrages von Wien läßt 
keinen Zweifel daran, daß.auch der garantierte Elementarunterricht 
(fUr elementarschulpflichtige Minderheitsangeh6rige) in Unterrichts­
anstalten (Schulen) zu gewähren, also voraussetzungsgemäß nicht 
jedem einzelnen SchUl er gesondert, sondern jeweils ganzen SchUl er­
gruppen zu erteilen ist. " 

2. " DarUber hinaus - d. h. außerhalb des autochthonen Siedlungsge­
biets der slowenischen Minderheit in Kärnten - ist die Einrichtung 
solcher Schulen nach Wortlaut und Sinngehalt des Staatsvertrages von 
Wien von einem nachhaltigen, lokalen Bedarf abhängig, folglich nur 
bei Zustandekommen einer entsprechenden SchUlergruppe (unter 
Umständen aus mehreren Gemeinden) verpflichtend. Ein (nachhaltiger) 
Bedarf dieser Art ist nach den Ergebnissen des verfassungsgericht­
lichen Verfahrens jedenfalls und unbestreitbar in der Landeshaupt­
stadt Klagenfurt zu be jahen, wie allein schon der Umstand zeigt, daß 
in der dort vor kurzer Zeit er6ffneten (zweisprachig gefUhrten) 
Privaten Volksschule 'Hermagoras-Mohor jeva' - von den Parteien außer 
Streit gestellt - derzeit schon ca. 40 SchUl er unterrichtet werden. " 

Aus den Erwägungen des VGH ergibt sich, daS eine sachlich gerecht­
fertigte unterschiedliche Behandlung der verschiedenen Gebiete des 
Landes Kärnten hinsichtlich der Vorsorge zur ErfUllung des im Art. 7 
Z 2 des Staatsvertrages von Wien verankerten Minderheitenrechtes 
geradezu geboten ist. Diesen Folgerungen schließt sich die Neufas­
sung der §§ 10 und 1 1  des Minderheiten-Schuigesetzes an. 
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Der vorliegende Entwurf enth!lt im § 10 die Grundsatzbestimmungen 
fUr die Festleg ng der Minderheitenschulen in dem im Abs. 1 um­
schriebenen bes nderen Minderheitenschulgebiet (vgl. die AusfUhrun­
gen zu § 10) un im § 1 1  die Grundsatzbestimmungen fUr die Fest­
legung der Mind rheitenschulen im Ubrigen Gebiet K!rntens. Gleich­
zeitig wird dur h die Festlegung von Berechtigungssprengeln im Sinne 
des Pflichtschu erhaltungs-Grundsatzgesetzes, BGBl. Nr. 163/ 1955, 
gew!hrleistet, aß der verfassungsrechtlich festgelegte Rechtsan­
spruch durch di Aufnahmeverpflichtung der jeweiligen Schule durch­
gesetzt werden ann und - sofern keine Sonderregelungen betreffend 
die Schulerhalt ngskosten fUr derartige Minderheitenschulen erfolgen 
- die Ublichen egelungen betreffend die Schulerhaltungsbeitr!ge 
Anwendung k5nnen. 

Zu § 10: 
Abs. 1 entspric t in Verbindung mit dem neuen Art. I dem geltenden 
§ 10 des Minder eiten-Schulgesetzes fUr K!rnten. Er geht von den be­
sonderen Rechte der slowenischen Minderheit im autochthonen Sied­
lungsgebiet aus!. Hiebei wird jedoch das fUr die Minderheit im beson­
deren in Betrac t kommende Schulgebiet nicht streng auf das autoch­
thone Siedlungs ebiet begrenzt, sondern umfaßt den etwas gr5ßeren 
Bereich jener S hulgemeinden, in denen im Jahre 1958/59 der Unter­
richt an Volks- und Hauptschulen zweisprachig erteilt wurde. Dieses 
Gebiet wurde au h durch die Novelle des § 10 des Minderheiten-Schul­
gesetzes fUr K!rnten, BGBl. Nr. 326/ 1988, als besonderes Minderhei­
ten�Schulgebiet festgelegt. 

Abs. 2 Ubernimmt den Inhalt des bisherigen § 1 1  des Minderheiten-
, 

Schulgesetzes Ur K!rnten. 

Abs. 3 enth!lt eine ausdrUckliche Regelung betreffend die Schul­
sprengel fUr d�e im besonderen Minderheiten-Schulgebiet einzurich­
tenden fUr die tMinderheit im besonderen in Betracht kommenden Schu-

I 

len. Die Regel ng wurde so getroffen, daß im Ergebnis keine Änderung 
der derzeitige Sachlage in dem durch Abs. 1 umschriebenen Gebiet 
er folgt. Trotz em erscheint diese Regelung im Hinblick auf die 
Parallelit!t z § 1 1  geboten. Hiebei mußte vom Begriff " Berechti­
gungssprengel" ausgegangen werden, da niemand zur Anmeldung zum 
zweisprachigen Unterricht verpflichtet, sondern nur berechtigt ist. 
Vom Standpunkt des Rechtes auf Aufnahme besteht jedoch kein 
Unterschied zw'schen Berechtigungs- und Pflichtsprengel. 

Zu § 11: 
Dieser Paragraph enth!lt die Grundsatzbestimmungen fUr die Neurege-

I 

lungen zur Fes�legung von fUr die Minderheit in Betracht kommenden 
Schulen fUr da nicht durch § 10 erfaßte Gebiet Kärntens und fUhrt 
damit im Zusam enhalt mit § 10 das im Entwurf vorliegende Minder­

heitenschul-Ve fassungsgesetz, insbesondere dessen § 4, aus. 

�. 
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Die Grundsatzbestimmung legt nicht �est, wann ein "nachhaltiger 
Bedarf" im Sinne des Verfassungsgerichtshofserkenntnisses besteht; 
dieser w�re durch die Ausfßhrungsgesetzgebung zu umschreiben, so wie 
der Ausfßhrungsgesetzgebung auch durch das Pf1ichtschu1erha1tungs­
Grundsatz�esetz die Fest1�gung der n�heren Voraussetzungen fßr eine 
Schulerrichtung ßbertragen sind. 

Der letzte Satz des Abs. 1 umschreibt �ie Mindestschß1erzah1 fßr die 
K1assen- (Abtei1ungs-)errichtung, welche sich an § 16a des Minderhei­

. ten-Schu1gesetzes fßr K�rnten orientiert. 

Abs. 2 enth�lt die Grunds�tze fßr die Sprengelregelung. Durch die 
Fest1egung, daß der gesa�te ßber das durch § 10 umschriebene Gebiet 
hinausgehende Bereich K�rntens durch Berechtigungssprengel erfaßt 
sein muß, kann der Rechtsanspruch auf Aufnahme in eine fßr die slo­
wenische Minderheit in Betracht kommende Schule durchgesetzt werden. 
Im Gegensatz zur Regelung des § 13 des Pf1ichtschu1erha1tungs-Grund­
satzgesetzes mßssen die Berechtigungssprengel nicht " aneinandergren­
zen" (was im Sinne des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes 
Slg. 7176 eine Ober1appung ausschließt); vielmehr schreibt die Ent­
wurfsbestimmung vor, daß das gesamte erw�hnte Gebiet durch die 
" Berechtigungssprengel erfaßt wird", wodurch auch eine Ober1appung 
m6g1ich wird. Dadurch wird nicht nur die Sprengelfestsetzung er­
leichtert, sondern kann auch den Angeh5rigen der Minderheit eine 
Auswahl der Schulen gegeben werden. Letzteres erscheint deshalb 
bedeutsam, weil es wegen des geringen Bedarfes nur wenige Standorte 
von fßr die Minderheit in Betracht kommenden Schulen außerhalb des 
besonderen Minderheiten-Schu1gebietes geben wird. 

Durch die Formulierung wird auch die M5g1ichkeit er5ffnet, fßr 
schulpflichtige 6sterreichische Staatsangeh5rige der slowenischen 
Minderheit in K�rnten außerhalb des bisherigen Arrwendungsbereiches 
des Minderheiten-Schu1gesetzes (wenn die Einrichtung einer eigenen 
Schule mangels nachhaltigen Bedarfes nicht in Betracht kommt) die 
Berechtigung sicherzustellen, daß sie ihren Anspruch auf Elementar­
unterricht an jeder Schule wahrnehmen k5nnen, an der tats�ch1ich 
Elementarunterricht in ihrer Minderheitensprache erteilt wird. 

Zu Art. I Z. 3: 

Gerade im besonderen Minderheitenschulgebiet ist das interkulturelle 
Lernen von besonderer Bedeutung. Dies erfordert, daß m5g1ichst viele 
Schß1er Kenntnisse sowohl in der deutschen als auch in der sloweni­
schen Sprache erwerben. Aus diesem Grund soll fßr die nicht zum 
zweisprachigen Unterricht angemeldeten Schß1er der erleichterte 
�ugang zur unverbindlichen Obung SlOwenisch gew�hrt werden. Dieser 
Zielsetzung dient der neue § 17 Abs. 2. Die Einbindung des F6rder­
unterrichtes in Slowenisch gemäß § 16a des Minderheiten-Schu1ge­
setzes fßr Kärnten er1�ichtert nicht nur das Zustandekommen der 
vorgesehenen unverbindlichen Obung, sondern f5rdert auch das inter­
kulturelle Lernen. 
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Zu Art. 11: 

Die Entwicklung n im schulischen Bereich lassen die Einrichtung 
einer zweisprac igen Handelsakademie in Kärnten geboten erscheinen. 
Deshalb enth!lt Art. 11 die diesbezfiglichen gesetzlichen Grundlagen. 
Dieser Artikel aut auf den einschl!gigen Vorberatungen auf und 
nimmt auf die R gelungen des Art. V des Minderheiten-Schulgesetzes 
ffir Kärnten Bed cht. 

Entsprechend de WÜnschen der slowenischen Volksgruppe soll diese 
Handelsakademie nicht alleine in slowenischer Unterrichtssprache 
(wie das Bundes ymnasium ffir Slowenen), sondern zweisprachig geffihrt 

werden. Aus der Formulierung des Abs. 3 geht hervor, daß der Unter­
richt in etwa g eichem Ausmaß in slowenischer und deutscher Unter­
richtssprache z erteilen ist, wobei einzelne Unterrichtsgegenst!nde 
nur in Slowenis h oder nur in Deutsch unterrichtet werden kßnnen. 
Diese offene Re elung ist insbesondere wegen der Bedfirfnisse in 
einzelnen Unter iChtsgegenst!nden geboten; so kann z. B. Kurzschrift 
nur in deutsche Sprache unterrichtet werden. 

Entsprechend de Abs. 2 wird der Lehrplan der zweisprachigen Han­
delsakademie de ffir Handelsakademien allgemein geltenden Lehrplan 
mit der Abweich ng zu entsprechen haben, daß jedenfalls Slowenisch 
als zusätzliche Sprache au fzunehmen ist, ohne daß der übrige Gegen­
standskatalog (insbesondere bezUglich der neben Englisch zu ffihren­
den .we iteren le enden Fremdsprache) eingeschr!nkt wird. 

Im Hinblick auf den zus!tzlichen Pflicht gegenstand Slowenisch werden 
sich Verschiebu gen hinsichtlich des Wochenstundenausmaßes ffir die 
einzelnen Unter ic�tsgegenst!nde ergeben kßnnen. Bezfiglich der er­
w!hnten weiteren lebenden Fremdsprache ist festzustellen, daß in 
diesem Bereich - ebenso wie dies im Lehrplan der Han�elsakademie 
allgemein der Fall ist - mehrere lebende Fremdsprachen als alter­
natives Angebot' vorgesehen werden sollen. 

Abs. 5 entspricht der ffir das Bundesgymnasium ffir Slowenen im § 27 
des Minderheit n-Schulgesetzes ffir K!rnt�n enthaltenen Regelung. 

Zu Art. 1 11: 

Durch diesen A tikel soll klargestellt werden, daß in den ffir die 
slowenische Mi derheit im besonderen vorgesehenen Schulen (Klassen, 
Abteilungen) d"e Schulnachrichten gemäß § 19 Abs. 2 SchUG, die 
SChulbesuchsbe�t�tigUngen gem!ß § 22 Abs. 10 und 1 1  sowie § 24 SchUG 
und die JahreS�eUgniSse gemäß § 22 SchUG entsprechend .dem Wunsch der 
Erziehungsbereqhtigten entweder zweisprachig oder nur in deutscher 
Sprache auszus�ellen sind. 

I 
Zu Art. IV: 

i 
Dieser enth!lt l die Bestimmung, innerhalb welcher Frist die Aus-
ffihrUngSbestimtungen zu den in Art. I enthaltenen Grundsatzbestim­
mungen zu erlaren sind, und die Vollziehllngsklausel; 
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T EX T G E G E N  0 B E R 5 TEL L U N G 

MINDERHEITEN-SCHULGESETZ FOR KÄRNTEN 

---

Entwurf 

I 
ll'tikel I 

Das Recht, die slowenische Sprache als Unterrichts sprache zu 
gebrauchen oder als Pflichtgegenstand zu erlernen, ist jedem Schnler 
in den gemA� S 10 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes festzulegenden Schu­
len zu gewAhren, sofern dies der Wille des gesetzlichen Vertreters 
ist. Ein Schnler kann nur mit Willen seines gesetzlichen Vertreters 
verhalten werden, die slowenische Sprache als Unterrichtssprache zu 
gebrauchen oder als Pflichtgegenstand zu erlernen. -

S 10. ( 1) Die �rtliche Festlegung der fnr die slowenische Min­
derheit im besonderen in Betracht kommenden Volks� und Hauptschulen 
hat fnr jene Gemeinden - auch wedn dieses Gebiet nber das 
autochthone Siedlungsgebiet der Minderheit hinausgeht - zu erfolgen, 
in denen zu Beginn des Schul jahres 195e/59 der Unterricht an Volks­
und Hauptschulen zweisprachig erteilt wurde. 

(2) Die Ausfnhrungsgesetzgebung hat Vorsorge zu treffen, daS in 
dem im Abs. 1 umschriebenen Gebiet alle Volks- und Hauptschnler, die 
von ihren Erziehungsberechtigten hiefnr angemeldet werden, den 

Unterricht in einer der im § 12 genannten, fnr die slowenische Min­
derheit im besonderen in Betracht kommenden SChule erhalten k�nnen. 
Diese �orsorge ist hinsichtlich der im § 12 lit. a genannten Schulen 
unter Bedachtnahme auf die nach den Schulerhaltungsvorschriften not­
wendigen Schnlerzahlen, hinsichtlich der im § 12 lit. b und c ge­
nannten Schulen ( Klassen, Abteilungen) auf jeden Fall zu treffen. 

(3) Fnr die Schulen gemä� Abs. 1 und 2 sind Berechtigungsspren­
gel festzulegen. Die Berechtigungssprengel fnr �m § 12 l�t. a ge­
nannten Schulen sind unter Bedachtnahme auf die auf Grund des § 13 
des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes, BGB1. Nr • .  163/ 1955, in 
der jeweils geltenden Fassung erlassenen ausfnhrungsgesetzlichen 
Bestimmungen festzulegen. Die Berechtigungssprengel fnr die im § 12 
lit. b und c genannten Schulen umfassen jeweils das Gebiet der fnr 
die betreffenden Schulen gemäS den genannten ausfnhrungsgesetzlichen 
Bestimmungen festgelegten allgemeinen SChulsprengel. 

Geltende Fassung 

S 7. Das Recht, die slowenische Sprache als Unterrichtssprache 
zu gebrauchen oder als Pflichtgegenstand zu erlernen, ist jedem 
Schnler in den ausfnhrungsgesetzlich ( §  3 im Zusammenhalte mit § 4 
Abs. 1) festzulegenden Schulen zu gewAhren, sofern dies der Wille 
seines gesetzlichen Vertreters ist. Ein Schnler kann nur mit Willen 
seines gesetzlichen Vertreters verhalten werden, die slowenische 
Sprache als Unterrichtssprache zu gebrauchen oder als Pflichtgegen­
stand zu erlernen. 

S 10. Die �rtliche Festlegung der fnr die slowenische Minder­
heit im besonderen in Betracht kommenden Volks- und Hauptschulen hat 
fnr jene Gemeinden zu erfolgen, 1n denen zu Beginn des Schul jahres 
1958/59 der Unterricht an Volks- und Hauptschulen zweisprachig er­
teilt wurde. 

S 11. Es 1st dafnr Vorsorge zu treffen, daS alle Volks- und 
Hauptschnler in den nach § 10 in Betracht kommenden Gemeinden-­
Kärntens, die von ihren gesetzlichen Vertretern hiefnr angemeldet 
werden, den Unterricht in einer �er im § 12 genannten, fnr die 
slowenische Minderheit im besonderen in Betracht kommenden Schule 
erhalten k�nnen. Diese Vorsorge ist hinsichtlich der im § 12 lit. a 
genannten Schulen unter Bedachtnahme auf die nach den Schulerhal­
tungsvorschriften notwendigen Schnlerzahlen, hinsichtlich der im 
§ 12 lit. b und c genannten Schulen ( Klassen, Abteilungen) auf jeden 
Fall zu. treffen. 
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Ehtwurf 

S 1 1. ( 1) Neben den gemäß § 10 festgelegten Schulen sind jene 
Schulen als fßr die slowenische Minderheit in Betracht kommende 
Volks- und HauptsChulen festzulegen, bei denen ein nachhaltiger Be-. 
darf an der Befriedigung des im § 4 des Minderheitenschul-Verfas­
sungsgesetzes, BGB1. Nr • • • • •  / 1990, festgelegten Rechtsanspruches 
besteht. Hiebei genßgt fßr Volksschulen ein nachhaltiger Bedarf an 
einer Klasse (auch Schul stufen ßbergreifend) , fßr Hauptschulen gemäß 
S 12 lit. a an einer Klasse auf jeder Schulstufe und fßr Abteilungen 
an Hauptschulen gemäß § 12 lit. c an einer Abteilung auf jeder 

- 2 '"' 

Sc h u 1 s t u fe :sef der Fes t s tell u ng des B ed ar f e S T9O;t---;;d;-;:a;-;v;:o;o;n;;-�a�u-;; sC;;z;-;u;-;g;Ce""h;;;-=:e�n-,-----------
da� ab der folgenden Anzahl von Anmeldungen gemäß § 4 des Minder­
heitenschul-Verfassungsgesetzes gefßhrt werden darf: 

1. eine Vorschulgruppe (mit einem Unterricht an drei Tagen) ab 4 An­
meldungen, 

2. eine Vorschulklasse ab 7 Anmeldungen, 
3. eine Klasse auf der 1 • bis 4. Schulstufe ab 7 Anmeldungen, 
4. eine Klasse ab der 5. SChulstufe ab 9 Anmeldungen, 
5. eine Abteilung an Hauptschulen ab 5 Anmeldungen. 

(2) Fßr Schulen gemäß Abs. 1 sind Berechtigungssprengel so 
festzulegen, daß der gesamte ßber das durch § 10 Abs. 1 umschriebene 
Gebiet hinausgehende Bereich Klrntens durch diese Berechtigungs­
sprengel erfaßt wird, wobei Berechtigungssprengel auch auf Schulen 
gemäß § 10 Abs. 1 bezogen werden kannen, an denen tatsächliCh zwei­
sprachiger Unterricht erteilt wird. 

Der bisherige Wortlaut des § 17 erhält die Absatzbezeichnung 
" ( 1) "; als Abs. 2 wird angerßgt: 

(2) An Volks- und Hauptschulen in dem im § 10 Abs. 1 umschrie­
benen Gebiet ist eine unverbindliche Obung Slowenisch ab· 3 Anmeldun­
gen zu rßhren, wobei ein Förderunterricht in Slowenisch gemäß § 16a 
einzubinden ist. 

Geltende Fassung 

.-
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